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L E S E R M E I N U N G  

Wie glaubwürdig ist 
der Vaduzer Bürgermeister? 
In die zunehmende Polemik gegen die 
Landespolizei  hat  sich letzte Woche auch 
d e r  Vaduzer Bürgermeister eingeschaltet 
(Vaterland, 12. Februar). W i e  bereits bei 
d e r  Raumplanung zeigt e s  sich hier, dass 
Karlheinz Ospel t  nichts m e h r  davon wis­
sen will, w a s  e r  früher als Landtagsabge­
ordneter  gesagt  oder  getan hat .  

In populis t ischer  A r t  schreibt  Ospelt  
je tzt ,  die  Bevölkerung habe «genug von 
ständig neuen Stellen, d i e  in  de r  Landes­
verwaltung geschaffen werden».  U n d  wie 
w a r  e s  zu seiner  Zeit  i m  Landtag? Damals  
hat  Ospelt  als Mitglied de r  seinerzeitigen 
Mehrhei ts f rakt ion  j e w e i l s  mi tges t immt,  
wenn  es  u m  Personalaufstockungen ging. 
Allein während seiner Mandatszeit  ist der 
Personalbestand in d e r  Verwaltung u m  
übe r  5 0  Prozent  gestiegen!! N u r  drei Jahre 
später  fordert de r  gleiche Karlheinz Ospelt 
je tzt ,  dass keine neuen Stellen geschaffen 
werden  sollen. Dabei verschweigt  d e r  Herr 
Bürgermeister  in seinem Populismus,  dass 
die je tz ige  Regierung für  das laufende Jahr 
bereits einen Personalstopp verhängt hat! 
Wenn Karlheinz Ospelt  de r  Meinung ist, 
die Landesverwaltung hätte zu viel Perso­
nal, dann soll e r  doch bitte gleich auch sa­
gen,  w o  e s  z u  viele Stellen hat.  

Populist isch ist schliesslich auch die 
Aussage des  Bürgermeisters,  die Bevölke­
rung habe «genug von immer  mehr  Bevor­
mundung  und  ständig neuen Gesetzen». 
Wie  w a r  es  denn bitte bei de r  Raumpla­
nung?  Unter  de r  VU-Regierung vertrat 
Ospelt ,  und übrigens auch der  heutige Par­
teipräsident und  damalige Regierüngsrat 
Heinz Frommelt ,  eine Vorlage zum Raum­
planungsgesetz,  in d e m  e s  den Bürgern an 
das  Eingemachte gegangen wäre. Nach­
d e m  diese Vorlage dann aber  nach d e m  Re­
g ie rungswechse l  in  d e n  wesent l ichen 
Punkten entschärft  u n d  a u f  ein Minimum 
reduziert wurde,  d a  sprach de r  Herr  Bür­
germeister  (und  d e r  Herr  Parteipräsident) 
a u f  einmal von einer  «Überreglementie­
rung».  

Fazit: Was kümmer t  mich mein  Ge­
schwätz  von gestern... oder: Wie glaub­
würdig  sind solche Politiker, die einmal 
dies und  e inmal  das sagen?  

Hanspeter Kaufmann, Schaan 

Aktiv gegen Arbeitslosigkeit 
Regierung misst der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit hohe Priorität bei 

N A C H R I C H T  

Kreditüberschreitung der 
Fachhochschule 
VADUZ - Die Regierung hat  die siebte 
summarische Nachtragskredit-Sammelvor­
lage zuhanden des  Landtags verabschiedet. 
Die Sammelvorlage für das Rechnungsjahr 
2003 umfasst sechzehn Kreditüberschrei­
tungen im Umfang von 2 616 0 0 0  Franken. 
Zusammen mit  den bisherigen Nachtrags­
krediten belaufen sich die Kreditüberschrei­
tungen au f  gesamthaft 52,6 Mio. Franken, 
was  6,45 Prozent des ursprünglich geneh­
migten Ausgabenrahmens entspricht. Von 
den in der  vorliegenden Sammelvorlage be­
antragten 2 ,6  Mio.  Franken entfallen 
961 000  Franken au f  eine Kreditüberschrei­
tung  de r  Fachhochschule  Liechtenstein.  
Nebst  einem Pauschalbeitrag erhält diese 
laut Vereinbarung einen Pro-Kopf-Beitrag, 
welcher aufgrund der  stark gestiegenen An­
zahl Studierender zu dieser Überschreitung 
geführt hat. Deutlich mehr  zu behandelnde 
Fälle beim Staatsgerichtshof sowie unvor­
hersehbare grosse und komplexe Fälle beim 
Kriminalgericht führten zu einer Kredit-
Überschreitung von 5 5 0 0 0 0  Franken bei 
den Kollegialgerichten. 

388 000  Franken der  beantragten 2,6 Mio. 
Franken entfallen a u f  Ergänzungsleistungen 
zur AHV/IV. Die Mehrkosten sind in den 
Bereichen «Ergänzungsleistungen zur  IV» 
u n d  «Besondere medizinische Massnah­
men»  entstanden. Ebenfalls werden u.a. in 
den Bereichen Gehälter Lehrpersonen, Bei­
träge an Fachhochschulen, Beiträge a n  Se-
minarien u n d  Winterdienst  zusätzliche 
Mittel beantragt. (PaA) 

VADUZ - Die Regierung schenkt 
der Bekämpfung der Arbeitslo­
sigkeit grösstes Augenmerk. 
Wie Regierungsrat Hansjörg 
Frick gestern ausführte, kann 
mittlerweile eine ganze Palette 
entsprechender Massnahmen 
angeboten werden. 
« M a r t i n  Frömmel t  • . 

Die liechtensteinische Wirtschaft 
konnte in den letzten Jahren beacht­
liche Beschäftigungszuwächse ver­
zeichnen. Jedoch: Ein Grossteil der 
Arbeitsplätze musste mit Grenzgän­
gern besetzt werden, d a  nicht ausrei­
chend qualifizierte Kräfte aus dem 
Inland zur Verfügung standen. Die 
Folge: Die Arbeitslosenquote be­
trügt mittlerweile 2,3 Prozent. Dies 
ist im Vergleich mit anderen Län­
dern recht niedrig, dennoch misst 
die Regierung hier gezielten Mass­
nahmen zur Verbesserung der  Situa­
tion grösste Priorität bei. 

Noch keine Trendumkehr, 
abe r . . .  

Regierungsrat Hansjörg Frick in­
formierte gestern die Medien über 
die nun vorliegende Beantwortung 
einer VU-Interpellation vom Ok­
tober 2003 zum Thema «Arbeitslo­
sigkeit». Wie Frick einleitend aus­
führte, ist derzeit hinsichtlich der 
Arbeitslosenzahlen zwar noch keine 
Trendumkehr festzustellen. Es sei 
aber ein positives Zeichen, dass der 
normalerweise jewei ls  im Spät­
herbst/Winter eingetretene signifi­
kante Anstieg diesmal nicht stattge­
funden habe. 

Laut Regierungsrat Frick ist die 
Jugendarbeitslosigkeit (bis 25 Jahre) 
im letzten Jahr etwas stärker gestie­
gen als die generelle Arbeitslosig­
keit. Seit Oktober 2003 sei diesbe­
züglich jedoch ein leichter Rück­
gang zu verzeichnen, so Frick. 

Stark altersabhängig 
Die durchschnittliche Dauer der  

Arbeitslosigkeit ist stark vom Alter 
abhängig.  Die geringste durch­
schnittliche Arbeitslosen-Verweil-
dauer wird mit 2,8 Monaten bei der  
Altersgruppe 15—19 Jahre regist­
riert. Bei den 45-49-Jährigen sind 
es 15,5 Monate. A m  höchsten ist 
dieser Wert bei den 60-64-jährigen, 
die i m  Schnitt 25,9  Monate arbeits­
los sind. Wie Regierungsrat Frick 
ausführte, finden derzeit Personen 
mit handwerklicher Ausbildung ra­
scher eine Stelle als solche mit  Bü-

Dle Regierung misst den Massnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit grösste Priorität bei: Reglerungs­
rat Uansjörg Frick gestern vor den Medien. 

roberufen. Für  diesen Bereich habe 
die Regierung ein spezielles Coa­
ching eingerichtet, so Frick. 

Breite Palette von Massnahmen 
In der  Zwischenzeit haben R e ­

gierung u n d  Amt für Volkswirt­
schaft eine breite Palette von ar-
beitsmarktlichen Massnahmen ge ­
schaffen, d ie  ab diesem Jahr  d e n  
Arbeits losen angeboten werden  
können. Klares Ziel: Verbesserung 
de r  Chancen au f  eine Anstellung 
sowie Anbie ten  von Beschäft i ­
gungsmöglichkeiten während de r  
Arbeitslosigkeit. 

Programme gegen 
Jugendarbeitslosigkeit 

Nach  Aussage  von Hans jörg  
Frick hat d ie  Regierung gerade im 
Bereich der  Jugendarbeitslosigkeit 
mehrere Sondermassnahmen e in­
geleitet respektive forciert, nämlich 
das Programm «Berufspraktika für 
stel lenlose Lehrabgänger»)  d a s  
neue Programm «Praxisjobs» so­
wie Auslandspraktiken (siehe unten 
stehender Betrag). 

Abgänge aus Arbeitslosenkartei 
In der  VU-Interpellation wurde  

d ie  Frage gestellt, aus welchen  

Gründen jeweils Personen aus der  
Arbeitslosenkartei gestrichen wer­
den  können. Abklärungen haben er­
geben, dass es von Oktober  2002  
bis Oktober 2003 total 903 Austrit­
te  aus der  Arbeitslosen-Kartei ge­
geben hat. Die Mehrzahl dieser 
Personen, nämlich 583, konnten ei­
ne neue Stelle antreten. Die  ande­
ren  3 2 0  gaben unterschiedl iche 
Gründe an. Meist genannter Grund 
(in 57 Fällen): Freiwilliger Verzicht 
a u f  das Arbeitslosengeld. Hier  wird 
vermutet,  dass  d ie  betreffenden 
Personen in den meisten Fällen d ie  
von d e n  Behörden auferlegten 
Pflichten nicht mehr au f  sich n e h ­
m e n  wollten. Weitere Gründe :  
Nicht mehr  stellensuchend (41 Fäl-,  
le), ausgesteuert  (41), Krank­
heit/Unfall (40), nicht mehr  gemel­
de t  (39) sowie selbständige Er­
werbstätigkeit (21). 

Lohndumping? 
Seitens des Arbei tnehmerver­

band wurde einigen Betrieben in e i ­
ne r  Radio-Diskussion Lohndum­
ping vorgeworfen. A u f  die entspre­
chende Frage de r  Interpellanten 
sagte Regierungsrat Frick gestern, 
gewisse Tendenzen seien zwar  vor­
handen, allerdings könne nicht von 

einer dramatischen Situation ge­
sprochen werden. D i e  Behörden 
hätten auch kaum Möglichkeiten, 
gezielt  und  wirkungsvol l  gegen 
Lohndumping vorzugehen. 

Arbeitsmarkt-Studie 
Die  Interpellanten erkundigten 

sich weiters auch über die Erkennt­
nisse der  Regierung aus  de r  von der  
Vorgängerregierung in Auftrag ge­
geben Arbeitsmärktstudie.  Wie  
Hansjörg Frick sagte, musste die 
vom Institut für  Finanzwissenschaft 
der  Uni Innsbruck erarbeitete Stu­
die wegen  Unvollständigkeiten 
überarbeitet werden. E s  ha t  sich 
herausgestellt, dass folgende Variab­
len in e inem signifikanten (positi­
ven) Zusammenhang mi t  de r  Dauer  
der  Arbeitslosigkeit stehen: Alter, 
Häufigkeit  de r  Arbeitslosigkeit ,  
mangelnde Deutschkenntnisse und 
gesundheitliche Probleme. Arbeits­
lose aus Liechtenstein u n d  aus  
EWR-Staaten haben in d e r  Regel 
eine kürzere Arbeitslpsendauer als 
solche aus Drittstaaten. D i e  Studie 
führte zur Empfehlung, dass aus­
ländische Arbeitslose. mi t  ungenü­
genden Deutschkenntnissen mittels 
Sprachkursen speziell gefördert  
werden sollten. 

P R O G R A M M E  D E R  R E G I E R U N G  G E G E N  D I E  A R B E I T S L O S I G K E I T  

VADUZ - Wie Regierüngsrat 
HansJBrg Frick gestern anläss­
lich der Beantwortung einer 
entsprechenden Interpellation 
sagte, führt die Regierung der­
zeit eine ganze Reihe von Pro­
grammen zur Verringerung der 
Arbeitslosigkeit durch. 
• Martin Frommalt 

Regierungsrat Hansjörg Frick 
nannte gestern nachstehende Pro-

. gramme: 
• Das seit längerem laufende Pro­
gramm «Berufspraktika für stel­
lenlose Lehrabgänger» funktio­
niert gut uqd wird von der Regie­
rung weiter forciert. Wie Regie­
rungsrat Frick ausführte, hat die 
Regierung in letzter Zeit ihre Be-
mühungen intensiviert, vermehrt 
solche Praktikumsplätze zu 'fin-

vden: «Ziel ist es, den Jugendliche»» * 
.ein deutlich höheres Angebot an 

freien Praktikumsplätzen anbieten 
zu können.» 
• Neu lanciert wurde das Pro­
gramm «Praxisjobs»: Dieses soll 
Jugendlichen ohne Ausbildung, 
mit vor einiger Zeit abgeschlosse­
ner Ausbildung oder mit wenig 
Berufserfahrung den Einstieg ins 
Berufsleben erleichtern. In beiden • 
Programmen unterstützt die Ar­
beitslosenversicherung die Betrie­
be mit Lohnzuschüssen von 40 
bzw. 60 Prozent. 
• Arbeitslosigkeit verschlechtert 
neben der. finanziellen Lage auch. 
die soziale und ' gesundheitliche 
Situation der Betroffenen. In Be­
zug auf diese Problematik hat d i e .  
Regierung eine Arbeitsgruppe, be­
stellt, die Massnahmen! erarbeiten 
soll,, welche der Bewältigung der 
psychosozialen Folgen der Ar­
beitslosigkeit dienen und damit 

< auch die Vermittelbarkeit am Ar­
beitsmarkt verbessern soll. < -

• Praktikum im Ausland (Pilot­
projekt MOJA): Nach Ansicht 
der Regierung ist es auch wichtig, 
dass sich Jugendliche nicht nur 
auf den Arbeitsplatz Liechtenstein> 
fixieren. Im Januar 2004 wurde 
von den Behörden eine' Informa­
tionsveranstaltung 'durchgeführt, 
an der auf solche Alternativen hin­
gewiesen wurde,* Von 19 Teilneh­
mern haben 14 weiteres Interesse 
bekundet. Ziel ist es, diesen Perso­
nen im Laufe des Jahres 3-9:mo-
natige Praktikumsplätze inderEU 
zu vermitteln. 
• Gleichberechtigter Zugang zu 
den arbeitsmarktrechtlichen Mass­
nahmen des Kantons Graubünden. 
An diesen -Massnahmen haben 

, auch die Kantone St. Gfdleh und 
Zürich teil.« Laut Regierungsrat 
Frick'ist es'nun aufgrund der er­
folgreichen Verhandlungen1 erst­
mals möglich, dass Arbeitslosen 
in Liechtenstein ein ,breites Ange­

bot an Weiterbildungs- und Be-
.schäftigungsmassnahmen jenseits 
der Grenze angeboten werden 
kann. 

Weltera Programme und 
Hilfeleistungen In Stichworten 

. • Kollektive Deutschkurse •< 
• Kollektive EDV-Kurse 
• Individuelle: Qualifizierungs-
massnahmen 
• Mental-Coaching in Gruppen 
• Berufspraktika für Lehr- und 
Studienabgänger ' 
• Start in die Selbständigkeit u 

-•Praxisjobs für junge Arbeitslose) 
unter 25 Jahren ^ ,  V Y  •. • 

; MhV" 
Als weitere Möglichkeiten/aus 

Sicht der Regierung nannte Regie­
rungsrat Frick unter anderem 
Lohnzuschüsse fllr teilweise ge-., 
schützte ArbeitsplHtze Odef ' auch '  
eine in Diskussfotvmit der.GWK * 

/ . r .  . . . *  .J / * V'l. »M* 


